
 

Gegenüberstellung der geänderten Bestimmungen 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

 

Z 39. (10) wird zu Z 39. (12), dies gilt auch für die Verweise auf diese Ziffer in Z 5. (2) und Z 16. (2) AGB. 
 
Z 39a. wird zu Z 39b. 

Fassung 2019 Fassung 2025 

Allgemeiner Teil 

I Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde und 
Kreditinstitut 
[…] 
A Geltungsbereich und Änderungen der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen 
[…] 
2 Änderungen der AGB und von Dauerverträgen 
Z 2. […] 
(6) Ein Änderungsangebot im Sinne dieser Z 2 zu in Dauerverträgen 
vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts (einschließlich 
Habenzinsen) und Entgelten des Kunden (einschließlich Sollzinsen), 
ist nur zulässig und wirksam, wenn die dafür in den Ziffern 43 Abs 
2, 44, und 46 bis 47a vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind.  

Allgemeiner Teil 

I Grundregeln für die Beziehung zwischen Kunde und 
Kreditinstitut 
[…] 
A Geltungsbereich und Änderungen der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen  
[…] 
2 Änderungen der AGB und von Dauerverträgen 
Z 2. […] 
(6) Ein Änderungsangebot im Sinne dieser Z 2 zu in Dauerverträgen 
vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts (einschließlich 
Habenzinsen) und Entgelten des Kunden (einschließlich Sollzinsen), 
ist nur in den folgenden Fällen zulässig und wirksam, wenn die dafür 
in den Ziffern 43 Abs 2, 44, und 46 bis 47a vorgesehenen 
Voraussetzungen erfüllt sind. 
- gegenüber Unternehmern: Änderungsangebote im Sinne der 

Z 43 Abs 2, wenn die dort vorgesehenen Voraussetzungen 
erfüllt sind; 

- gegenüber Verbrauchern: ausschließlich Änderungsangebote 
zur Anpassung von Entgelten für Zahlungsdienste, wenn die 
dafür in Z 44 vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind, und 
Änderungsangebote zur Änderung von Leistungen des 
Kreditinstituts (ausgenommen Habenzinsen), wenn die dafür 
in Z 47 vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt sind.  

 

C Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden  
Z 6. (1) Das Kreditinstitut wird, sobald es vom Ableben eines 
Kunden Kenntnis erhält, Dispositionen aufgrund eines speziellen 
Beschlusses des Abhandlungsgerichts oder eines 
Einantwortungsbeschlusses zulassen. Verfügungen eines 
einzelverfügungsberechtigten Konto-/Depotinhabers über das 
Gemeinschaftskonto/-depot werden durch diese Regelung nicht 
berührt. 
 

C Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden  
Z 6. (1) Das Kreditinstitut wird, sobald es vom Ableben eines 
Kunden Kenntnis erhält, Dispositionen aufgrund eines speziellen 
Beschlusses des Abhandlungsgerichts oder eines 
Einantwortungsbeschlusses zulassen. Verfügungen eines 
einzelverfügungsberechtigten Konto-/Depotinhabers über das 
Gemeinschaftskonto/-depot werden durch diese Regelung den Tod 
eines Mitinhabers nicht berührt. 
 

E Mitwirkungspflichten und Haftung des Kunden 
[…] 
4 Sorgfalt bei Verwendung von Telekommunikationsmitteln; 
Zahlungsinstrumente und andere Instrumente zur 
Auftragserteilung; Sperre des Kontozugriffs dritter Dienstleister 
[…] 
Z 15a. (1) Der Kunde hat bei der Nutzung eines 
Zahlungsinstrumentes, das vereinbarungsgemäß zur Erteilung 
eines Auftrags an das Kreditinstitut verwendet werden kann, alle 
zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um die personalisierten 
Sicherheitsmerkmale vor unbefugten Zugriffen zu schützen. 
Zulässig ist die Weitergabe der Sicherheitsmerkmale an 
Zahlungsauslösedienstleister oder Kontoinformationsdienstleister. 
Der Kunde hat den Verlust, den Diebstahl, die missbräuchliche 
Verwendung oder die sonst nicht autorisierte Nutzung des 
Zahlungsinstrumentes unverzüglich dem Kreditinstitut oder der 
von diesem benannten Stelle anzuzeigen, sobald er davon Kenntnis 
hat. Unternehmer haften für Schäden, die dem Kreditinstitut aus 
der Verletzung dieser Sorgfaltspflichten entstehen, bei jeder Art 
des Verschuldens des Unternehmers betraglich unbegrenzt. 
 

E Mitwirkungspflichten und Haftung des Kunden 
[…] 
4 Sorgfalt bei Verwendung von Telekommunikationsmitteln; 
Zahlungsinstrumente und andere Instrumente zur 
Auftragserteilung; Sperre des Kontozugriffs dritter Dienstleister 
[…] 
Z 15a. (1) Der Kunde hat bei der Nutzung eines 
Zahlungsinstrumentes, das vereinbarungsgemäß zur Erteilung 
eines Auftrags an das Kreditinstitut verwendet werden kann, alle 
zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um die personalisierten 
Sicherheitsmerkmale vor unbefugten Zugriffen zu schützen. 
Zulässig ist die Weitergabe der Sicherheitsmerkmale an 
Zahlungsauslösedienstleister oder Kontoinformationsdienstleister. 
Der Kunde hat den Verlust, den Diebstahl, die missbräuchliche 
Verwendung oder die sonst nicht autorisierte Nutzung des 
Zahlungsinstrumentes unverzüglich dem Kreditinstitut oder der 
von diesem benannten Stelle anzuzeigen, sobald er davon Kenntnis 
hat. Unternehmer haften für Schäden, die dem Kreditinstitut aus 
der Verletzung dieser Sorgfaltspflichten entstehen, bei jeder Art 
des Verschuldens des Unternehmers betraglich unbegrenzt. Dies 
gilt gegenüber Unternehmern auch dann, wenn das Kreditinstitut 



 
 
[…] 

bei Autorisierung eines Zahlungsauftrages keine starke 
Kundenauthentifizierung verlangt hat. 
[…] 

F Erfüllungsort; Rechtswahl; Gerichtsstand  
[…] 
2 Rechtswahl 
Z 20. Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Kunden und dem 
Kreditinstitut gilt österreichisches Recht. 

F Erfüllungsort; Rechtswahl; Gerichtsstand  
[…] 
2 Rechtswahl 
Z 20. (1) Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Kunden, der 
Unternehmer ist, und dem Kreditinstitut gilt österreichisches 
Recht. 
 
(2) Für Rechtsbeziehungen zwischen dem Kreditinstitut und dem 
Kunden, der Verbraucher ist, gilt österreichisches Recht. Diesem 
gehen aber für den Verbraucher günstigere Bestimmungen des am 
Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts geltenden Rechts vor, wenn 
das Kreditinstitut seine geschäftliche Tätigkeit, in deren Bereich der 
Abschluss des betroffenen Vertrags fällt, dorthin ausgerichtet hat. 
 

III Eröffnung und Führung von Konten und Depots 
A Anwendungsbereich 
Z 28. Soweit nichts anderes bestimmt wird, gelten die im Folgenden 
für Konten getroffenen Regelungen auch für Depots. 

III Eröffnung und Führung von Konten und Depots 
A Anwendungsbereich 
Z 28. Soweit nichts anderes bestimmt wird, gelten die im Folgenden 
für Konten getroffenen Regelungen auch für Wertpapierkonten (im 
Folgenden „Depots“). Zu jedem Depot muss ein Konto beim 
Kreditinstitut als Verrechnungskonto bestimmt werden. 

B Eröffnung von Konten 
Z 29. Bei Eröffnung eines Kontos hat der künftige Kontoinhaber 
seine Identität nachzuweisen. Konten werden unter dem Namen 
oder der Firma des Kontoinhabers und einer Nummer (IBAN) 
geführt. 

B Eröffnung von Konten 
Z 29. Bei Eröffnung eines Kontos hat der künftige Kontoinhaber 
seine Identität nachzuweisen. Konten werden unter dem Namen 
oder der Firma des Kontoinhabers und einer Nummer (bei Konten, 
nicht aber Depots, auch einer   IBAN) geführt. 

C Unterschriftsproben 
Z 30. Diejenigen Personen, die über das Konto 
verfügungsberechtigt bzw. zeichnungsberechtigt sein sollen, haben 
beim Kreditinstitut ihre Unterschrift zu hinterlegen. Das 
Kreditinstitut wird schriftliche Dispositionen im Rahmen der 
Kontoverbindung mit dem Kunden aufgrund der hinterlegten 

Unterschriften zulassen. 

C Unterschriftsproben 
Z 30. Diejenigen Personen, die über das Konto 
verfügungsberechtigt bzw. zeichnungsberechtigt sein sollen, haben 
beim Kreditinstitut ihre Unterschrift entweder gesondert oder in 
Form einer Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises, der ihre 
Unterschrift enthält zu hinterlegen. Das Kreditinstitut wird 

schriftliche Dispositionen im Rahmen der Kontoverbindung mit 
dem Kunden aufgrund der hinterlegten Unterschriften zulassen. 

D Verfügungsberechtigung und Zeichnungsberechtigung 
1 Verfügungsberechtigung 
Z 31. Zur Verfügung über das Konto ist lediglich der Kontoinhaber 
berechtigt. Zu seiner Vertretung sind nur jene Personen befugt, 
deren Vertretungsberechtigung sich aus dem Gesetz ergibt oder 
denen ausdrücklich und schriftlich eine Vollmacht zur Verfügung 
über dieses Konto erteilt wurde; sie haben ihre Identität und 
Vertretungsberechtigung nachzuweisen. Bei Vorsorgevollmachten, 
deren Wirksamkeit im Österreichischen Zentralen 
Vertretungsverzeichnis registriert wurde, genügt eine Vollmacht, 
die allgemein die Verfügung über die Konten des Vollmachtgebers 
umfasst. 

D Verfügungsberechtigung und Zeichnungsberechtigung 
1 Verfügungsberechtigung 
Z 31. (1) Zur Verfügung über das Konto ist lediglich der 
Kontoinhaber berechtigt. Zu seiner Vertretung sind nur jene 
Personen befugt, deren Vertretungsberechtigung sich aus dem 
Gesetz ergibt oder denen ausdrücklich und schriftlich eine 
Vollmacht zur Verfügung über dieses Konto erteilt wurde; sie haben 
ihre Identität und Vertretungsberechtigung nachzuweisen. Bei 
Vorsorgevollmachten, deren Wirksamkeit im Österreichischen 
Zentralen Vertretungsverzeichnis registriert wurde, genügt eine 
Vollmacht, die allgemein die Verfügung über die Konten des 
Vollmachtgebers umfasst. 
 
(2) Eine Anlageberatung durch das Kreditinstitut erfolgt 
ausschließlich auf Basis der erhobenen Anlageziele, der finanziellen 
Verhältnisse und der Risikotoleranz, der Erfahrung und der 
Kenntnisse sowie der allfälligen Nachhaltigkeitspräferenzen des 
Depotinhabers (Eignungsprüfung).  
 
(3) Erfolgt der Kauf bzw. Verkauf eines Wertpapiers nicht aufgrund 
einer Anlageberatung des Kreditinstituts, überprüft das 
Kreditinstitut lediglich, ob der Depotinhaber selbst über Erfahrung 
und Kenntnisse zum gewählten Produkt verfügt 
(Angemessenheitsprüfung).   

2 Zeichnungsberechtigung 
Z 32. […] 
(2) Die Zeichnungsberechtigung über ein Depot umfasst auch die 
Befugnis, Wertpapiere im Rahmen der vorhandenen Deckung zu 
kaufen und zu verkaufen. 

2 Zeichnungsberechtigung 
Z 32. […] 
(2) Die Zeichnungsberechtigung über ein Depot umfasst auch die 
Befugnis, Wertpapiere im Rahmen der vorhandenen Deckung zu 
kaufen und zu verkaufen. 



Eine Anlageberatung des Zeichnungsberechtigten durch das 
Kreditinstitut erfolgt nur dann, wenn der Zeichnungsberechtigte zu 
allen weiteren Wertpapierdepots (einschließlich 
Verrechnungskonten) des Depotinhabers einzeln 
vertretungsbefugt ist und ausschließlich auf Basis der erhobenen 
Anlageziele, finanziellen Verhältnisse und Risikotoleranz des 
Depotinhabers. Bei Gemeinschaftsdepots wird bei den finanziellen 
Verhältnissen die höchste Teileinstufung aller Depotmitinhaber 
berücksichtigt, bei den Anlagezielen und der Risikotoleranz die 
niedrigste Teileinstufung aller Depotmitinhaber. Bei der 
Beurteilung der Erfahrung und Kenntnisse wird ausschließlich auf 
den Zeichnungsberechtigten abgestellt.  

Erfolgt der Kauf bzw. Verkauf eines Wertpapiers nicht aufgrund 
einer Anlageberatung des Kreditinstituts, überprüft das 
Kreditinstitut lediglich, ob der Zeichnungsberechtigte über 
Erfahrung und Kenntnisse zum gewählten Produkt verfügt 
(Angemessenheitsprüfung). Verfügt der Zeichnungsberechtigte 
nicht über die entsprechende Erfahrung und die entsprechenden 
Kenntnisse (bzw. erteilt er keine Angaben dazu), wird der 
Zeichnungsberechtigte vom Kreditinstitut lediglich über die 
fehlende Angemessenheit (bzw. mangelnde Prüfbarkeit der 

Angemessenheit durch das Kreditinstitut) in standardisierter Form 
gewarnt; der Auftrag kann vom Zeichnungsberechtigten aber 
dennoch erteilt werden 

(3) Eine Anlageberatung des disponierenden 
Zeichnungsberechtigten durch das Kreditinstitut erfolgt 
ausschließlich auf Basis der erhobenen Anlageziele, der finanziellen 
Verhältnisse, der Risikotoleranz und den 
Nachhaltigkeitspräferenzen des Depotinhabers. Bei der Beurteilung 
der Erfahrung und der Kenntnisse wird ausschließlich auf den 
disponierenden Zeichnungsberechtigten abgestellt. 

 

 

 

 

(4) Erfolgt der Kauf bzw. Verkauf eines Wertpapiers nicht aufgrund 
einer Anlageberatung des Kreditinstituts, überprüft das 
Kreditinstitut lediglich, ob der disponierende 
Zeichnungsberechtigte über Erfahrung und Kenntnisse zum 
gewählten Produkt verfügt (Angemessenheitsprüfung). Verfügt der 
disponierende Zeichnungsberechtigte nicht über die 
entsprechende Erfahrung und die entsprechenden Kenntnisse 
(bzw. erteilt er keine Angaben dazu), wird der disponierende 
Zeichnungsberechtigte vom Kreditinstitut lediglich über die 
fehlende Angemessenheit (bzw. mangelnde Prüfbarkeit der 
Angemessenheit durch das Kreditinstitut) in standardisierter Form 
gewarnt; der Auftrag kann vom Zeichnungsberechtigten aber 
dennoch erteilt werden 

E Besondere Kontoarten 
[…] 
3 Gemeinschaftskonto 
Z 35. […] 
(3) Wurde nicht ausdrücklich anderes vereinbart, so ist jeder 
Kontomitinhaber allein berechtigt, über die Kontoforderung zu 
disponieren. Diese Berechtigung umfasst auch die Befugnis, 
Wertpapiere im Rahmen der vorhandenen Deckung zu kaufen und 
zu verkaufen. Die Berechtigung des Kontomitinhabers wird jedoch 
durch den ausdrücklichen Widerspruch eines anderen 
Kontomitinhabers beendet; in diesem Fall sind nur alle 
Kontomitinhaber gemeinsam berechtigt. 

Der Anlageberatung des Depotmitinhabers durch das Kreditinstitut 
werden die erhobenen Anlageziele, finanziellen Verhältnisse und 
Risikotoleranz der Depotmitinhaber wie folgt zugrunde gelegt: Bei 
den Anlagezielen und der Risikotoleranz wird die jeweils niedrigste 
Teileinstufung aller Depotmitinhaber berücksichtigt, bei den 
finanziellen Verhältnissen die höchste Teileinstufung aller 
Depotmitinhaber. Bei der Beurteilung der Erfahrung und 
Kenntnisse wird ausschließlich auf den disponierenden 
Depotmitinhaber abgestellt. 

 
 
Erfolgt der Kauf/Verkauf nicht aufgrund einer Anlageberatung des 
Kreditinstituts, überprüft das Kreditinstitut lediglich, ob der im 
konkreten Fall disponierende Depotmitinhaber über Erfahrung und 
Kenntnisse zum gewählten Produkt verfügt 
(Angemessenheitsprüfung). Verfügt der aktuell disponierende 
Depotmitinhaber nicht über die entsprechende Erfahrung und die 
entsprechenden Kenntnisse (bzw. erteilt er keine Angaben dazu), 
wird der aktuell disponierende Depotmitinhaber vom Kreditinstitut 
lediglich über die fehlende Angemessenheit (bzw. mangelnde 

Prüfbarkeit der Angemessenheit durch das Kreditinstitut) in 
standardisierter Form gewarnt; der Auftrag kann vom 
Depotmitinhaber aber dennoch erteilt werden. 

E Besondere Kontoarten 
[…] 
3 Gemeinschaftskonto 
Z 35. […] 
(3) Wurde nicht ausdrücklich anderes vereinbart, so ist jeder 
Kontomitinhaber allein berechtigt, über die Kontoforderung zu 
disponieren. Diese Berechtigung umfasst auch die Befugnis, 
Wertpapiere im Rahmen der vorhandenen Deckung zu kaufen und 
zu verkaufen. Die Berechtigung des Kontomitinhabers wird jedoch 
durch den ausdrücklichen Widerspruch eines anderen 
Kontomitinhabers beendet; in diesem Fall sind nur alle 
Kontomitinhaber gemeinsam berechtigt. 

(4) Der Anlageberatung des Depotmitinhabers durch das 
Kreditinstitut werden die erhobenen Anlageziele, die  finanziellen 
Verhältnisse, und die Risikotoleranz und die 
Nachhaltigkeitspräferenzen der Depotmitinhaber wie folgt 
zugrunde gelegt: Bei den Anlagezielen und der Risikotoleranz wird 
die jeweils niedrigste Teileinstufung aller Depotmitinhaber 
berücksichtigt, bei den finanziellen Verhältnissen und den 
Nachhaltigkeitspräferenzen die höchste Teileinstufung aller 
Depotmitinhaber. Bei der Beurteilung der Erfahrung und der 
Kenntnisse wird ausschließlich auf den disponierenden 
Depotmitinhaber abgestellt. 
 
(5) Erfolgt der Kauf/Verkauf nicht aufgrund einer Anlageberatung 
des Kreditinstituts, überprüft das Kreditinstitut lediglich, ob der im 
konkreten Fall disponierende Depotmitinhaber über Erfahrung und 
Kenntnisse zum gewählten Produkt verfügt 
(Angemessenheitsprüfung). Verfügt der aktuell disponierende 
Depotmitinhaber nicht über die entsprechende Erfahrung und die 
entsprechenden Kenntnisse (bzw. erteilt er keine Angaben dazu), 
wird der aktuell disponierende Depotmitinhaber vom Kreditinstitut 
lediglich über die fehlende Angemessenheit (bzw. mangelnde 
Prüfbarkeit der Angemessenheit durch das Kreditinstitut) in 
standardisierter Form gewarnt; der Auftrag kann vom 
Depotmitinhaber aber dennoch erteilt werden. 

IV Giroverkehr 
A Überweisungsaufträge 
Z 39. […] 

IV Giroverkehr 
A Überweisungsaufträge 
Z 39. […] 



(3) Die Angaben zu IBAN und BIC bzw. Kontonummer und 
Name/Bankleitzahl/BIC des Zahlungsdienstleisters des Empfängers, 
die vom Kunden im Rahmen der Absätze (1) und (2) zu machen sind, 
stellen den Kundenidentifikator des Empfängers dar, an Hand 
dessen der Überweisungsauftrag ausgeführt wird. Darüber 
hinausgehende Angaben zum Empfänger wie insbesondere der 
Name des Empfängers, der bei Erteilung des Überweisungsauftrags 
anzugeben ist, sind nicht Teil dieses Kundenidentifikators, dienen 
lediglich Dokumentationszwecken und bleiben bei Ausführung der 
Überweisung unbeachtet. 
 
 
 
[…] 

(3) Die Angaben zu IBAN und BIC bzw. Kontonummer und 
Name/Bankleitzahl/BIC des Zahlungsdienstleisters des Empfängers, 
die vom Kunden im Rahmen der Absätze (1) und (2) zu machen sind, 
stellen den Kundenidentifikator des Empfängers dar, an Hand 
dessen der Überweisungsauftrag ausgeführt wird. Darüber 
hinausgehende Angaben zum Empfänger wie insbesondere der 
Name des Empfängers (Vor- und Nachname einer natürlichen 
Person bzw. Firma oder Name einer juristischen Person), der bei 
Erteilung des Überweisungsauftrags anzugeben ist, sind nicht Teil 
dieses Kundenidentifikators, und dienen lediglich 
Dokumentationszwecken sowie der Empfängerüberprüfung 
(Absatz 8), und bleiben bei Ausführung der Überweisung ansonsten 
aber unbeachtet. 
[…] 

(8) Das Kreditinstitut erbringt bei Überweisungsaufträgen des 
Kunden in Euro zugunsten eines Empfängers, dessen Konto bei 
einem Zahlungsdienstleister innerhalb der Europäischen Union 
oder - soweit verfügbar - des EWR geführt wird, ab 9. Oktober 2025 
eine Dienstleistung zur Überprüfung des Zahlungsempfängers 
(Empfängerüberprüfung). Im Rahmen der Empfängerüberprüfung 
erfolgt ein Abgleich der angegebenen IBAN des Empfängers 
(konkret: Name des Kontoinhabers des Empfängerkontos) mit dem 
vom Kunden angegebenen Namen des Empfängers und eine 
Information an den Kunden nach erfolgter Prüfung, sofern keine 
Übereinstimmung vorliegt. Handelt es sich beim Empfänger um 
eine juristische Person, hat der Kunde die IBAN des Empfängers 
zusammen mit der Rechtsträgerkennung (LEI) des Empfängers 
angegeben und stehen diese Datenelemente im internen System 
des Zahlungsdienstleisters des Empfängers zur Verfügung, werden 
ausschließlich diese Datenelemente (LEI) auf Übereinstimmung 
geprüft. Die Empfängerüberprüfung wird unmittelbar, nachdem 
der Kunde die relevanten Informationen zum Zahlungsempfänger 
übermittelt hat und bevor dem Kunden die Möglichkeit zur 
Autorisierung dieser Überweisung gegeben wird, durchgeführt. Im 
Falle papiergestützter Zahlungsaufträge führt das Kreditinstitut 
keine Empfängerüberprüfung durch, wenn der Zahler zum 
Zeitpunkt des Eingangs nicht anwesend ist. Wird der 
Kundenidentifikator oder der Name des Zahlungsempfängers von 
einem Zahlungsauslösedienstleister und nicht vom Kunden 
angegeben, erfolgt keine Empfängerüberprüfung durch das 
Kreditinstitut. 

(9) Werden vom Kunden mehrere Zahlungsaufträge als Bündel 
beim Kreditinstitut eingereicht (Sammelüberweisung), wird das 
Ergebnis der Empfängerüberprüfung in einer Information 
zusammengefasst. Kunden, die Unternehmer sind, können bei 
Sammelüberweisungen auf die Empfängerüberprüfung verzichten. 
Nach einem Verzicht hat der Unternehmer jederzeit das Recht, die 
Empfängerüberprüfung wieder in Anspruch zu nehmen. 

(8) Beim Kreditinstitut oder bei einem vom Kunden beauftragten 
Zahlungsauslösedienstleister eingegangene Überweisungsaufträge 
(Z 39a) können vom Kunden nicht einseitig widerrufen werden. Ist 
zu einem Überweisungsauftrag ein späterer Durchführungstermin 
vereinbart, tritt die Unwiderruflichkeit erst mit Ablauf des dem 
Durchführungstermin vorangehenden Geschäftstages ein. 

(9) Sofern das Kreditinstitut die Durchführung eines 
Überweisungsauftrages ablehnt, wird es den Kunden in der mit 
dem Kunden vereinbarten Form so rasch als möglich, jedenfalls 
aber innerhalb der in Ziffer 39a (3) und (4) genannten Fristen, über 
die Ablehnung und darüber informieren, wie der 
Überweisungsauftrag berichtigt werden kann, um die 
Durchführung künftig zu ermöglichen. Die Angabe eines Grundes 
für die Ablehnung wird nur erfolgen, sofern dies nicht einen 
Verstoß gegen österreichische oder gemeinschaftsrechtliche 
Rechtsvorschriften bzw. eine gerichtliche oder 
verwaltungsbehördliche Anordnung darstellen würde. 
Überweisungsaufträge, die das Kreditinstitut berechtigter Weise 

(810) Beim Kreditinstitut oder bei einem vom Kunden beauftragten 
Zahlungsauslösedienstleister eingegangene Überweisungsaufträge 
(Z 39a 39b) können vom Kunden nicht einseitig widerrufen werden. 
Ist zu einem Überweisungsauftrag ein späterer 
Durchführungstermin vereinbart, tritt die Unwiderruflichkeit erst 
mit Ablauf des dem Durchführungstermin vorangehenden 
Geschäftstages ein. 

(911) Sofern das Kreditinstitut die Durchführung eines 
Überweisungsauftrages ablehnt, wird es den Kunden in der mit 
dem Kunden vereinbarten Form so rasch als möglich, jedenfalls 
aber innerhalb der in Ziffer Z 39a 39b (3) und (4) genannten Fristen, 
über die Ablehnung und darüber informieren, wie der 
Überweisungsauftrag berichtigt werden kann, um die 
Durchführung künftig zu ermöglichen. Die Angabe eines Grundes 
für die Ablehnung wird nur erfolgen, sofern dies nicht einen 
Verstoß gegen österreichische oder gemeinschaftsrechtliche 
Rechtsvorschriften bzw. eine gerichtliche oder 
verwaltungsbehördliche Anordnung darstellen würde. 
Überweisungsaufträge, die das Kreditinstitut berechtigter Weise 



ablehnt, lösen die in Z 39a dieser Bedingungen vereinbarten 
Ausführungsfristen nicht aus. 

ablehnt, lösen die in Z 39a 39b dieser Bedingungen vereinbarten 
Ausführungsfristen nicht aus. Bei Echtzeitüberweisungen erfolgt ab 
9. Oktober 2025 innerhalb von 10 Sekunden nach Eingang des 
Zahlungsauftrages eine Information über die Ablehnung einer 
Überweisung bzw. ob der Betrag des Zahlungsvorganges auf dem 
Konto des Empfängers verfügbar gemacht wurde. 
[…] 

Z 39a. (1) Bei Echtzeitüberweisungs-Sammelaufträgen (Bündel von 
Echtzeitüberweisungen) ist vor der Durchführung des Auftrages 
eine Umwandlung der im Sammelauftrag enthaltenen 
Echtzeitüberweisungen in Einzelaufträge und die erfolgreiche 
Prüfung der Ausführungsvoraussetzungen für den jeweiligen 
Einzelauftrag durch das Kreditinstitut erforderlich. Das 
Kreditinstitut wird unverzüglich nach Erteilung eines 
Echtzeitüberweisungs-Sammelauftrages durch den Kunden mit der 
Umwandlung beginnen und diese so bald wie möglich abschließen. 
Die einzelnen Echtzeitüberweisungen gelten erst nach ihrer 
Umwandlung in Einzelaufträge zu den sich jeweils daraus 
ergebenden Zeitpunkten als beim Kreditinstitut eingegangen. Ist 
eine schnellere Ausführung eines Überweisungsauftrages 
gewünscht, ist dieser als Echtzeitüberweisungs-Einzelauftrag beim 
Kreditinstitut einzureichen. 
(2) Die Information, ob die Beträge der einzelnen im 
Echtzeitüberweisungs-Sammelauftrag enthaltenen 
Zahlungsvorgänge auf den Zahlungskonten der Zahlungsempfänger 
verfügbar gemacht wurden, erhält der Kunde zusammengefasst in 
einer aggregierten Datei. 

B Ausführungsfristen 
Z 39a. […] 
(2) Wird zwischen dem Kunden, der einen Zahlungsauftrag erteilt, 
und dem Kreditinstitut vereinbart, dass die Ausführung eines 
Zahlungsauftrages zu einem bestimmten Tag oder am Ende eines 
bestimmten Zeitraumes oder an dem Tag, an dem der Kunde dem 
Kreditinstitut den Geldbetrag zur Verfügung stellt, beginnen soll, so 
gilt der vereinbarte Termin als Zeitpunkt des Eingangs. Fällt der 
vereinbarte Termin nicht auf einen Geschäftstag des Kreditinstituts, 
so wird der Zahlungsauftrag so behandelt, als sei er am darauf 
folgenden Geschäftstag eingegangen. 

 

 

(3) […] 
(4) […] 

B Ausführungsfristen 
Z 39a 39b. […] 
(2) Wird zwischen dem Kunden, der einen Zahlungsauftrag erteilt, 
und dem Kreditinstitut vereinbart, dass die Ausführung eines 
Zahlungsauftrages zu einem bestimmten Tag oder am Ende eines 
bestimmten Zeitraumes oder an dem Tag, an dem der Kunde dem 
Kreditinstitut den Geldbetrag zur Verfügung stellt, beginnen soll, so 
gilt der vereinbarte Termin als Zeitpunkt des Eingangs. Fällt der 
vereinbarte Termin nicht auf einen Geschäftstag des Kreditinstituts, 
so wird der Zahlungsauftrag so behandelt, als sei er am darauf 
folgenden Geschäftstag eingegangen. Bei Echtzeitüberweisungen 
kann für die Ausführung eines Zahlungsauftrages auch ein 
bestimmter Zeitpunkt an einem bestimmten Tag oder der 

Zeitpunkt, an dem der Kunde dem Kreditinstitut den Geldbetrag zur 
Verfügung stellt, als Ausführungstermin vereinbart werden. 

(3) […] 
(4) […] 
 
(5) Abweichend von den Absätzen 1, 3 und 4 werden 
Echtzeitüberweisungen an jedem Kalendertag rund um die Uhr 
sofort ausgeführt. 

C Gutschriften und Stornorecht 
Z 40. […] 
(5) Sollte ein Zahlungsvorgang zugunsten eines Kunden, der 
Unternehmer ist, mit geringfügiger Verzögerung ausgeführt 
worden sein, wird das Kreditinstitut den Betrag dieses 
Zahlungsvorgangs nur dann mit dem der pünktlichen Durchführung 
des Zahlungsvorgangs entsprechenden Wertstellungsdatum 
gutschreiben, wenn das Kreditinstitut an der verspäteten 
Ausführung des Zahlungsvorgangs ein Verschulden trifft. 

C Gutschriften und Stornorecht 
Z 40. […] 
(5) Sollte ein Zahlungsvorgang (ausgenommen 
Echtzeitüberweisungen) zugunsten eines Kunden, der 
Unternehmer ist, mit geringfügiger Verzögerung ausgeführt 
worden sein, wird das Kreditinstitut den Betrag dieses 
Zahlungsvorgangs nur dann mit dem der pünktlichen Durchführung 
des Zahlungsvorgangs entsprechenden Wertstellungsdatum 
gutschreiben, wenn das Kreditinstitut an der verspäteten 
Ausführung des Zahlungsvorgangs ein Verschulden trifft. 

D Gutschrift – Eingang vorbehalten 
Z 41. (1) Schreibt das Kreditinstitut Beträge, die es im Auftrag des 
Kunden einzuziehen hat (insbesondere im Rahmen des Inkassos 
von Schecks, Wechseln und anderen Wertpapieren, Lastschriften 
etc.) oder die auf das Konto des Kunden überwiesen werden sollen, 
dem Konto des Kunden gut, bevor der einzuziehende oder 
überwiesene Betrag beim Kreditinstitut eingelangt ist, so geschieht 
dies nur unter Vorbehalt des tatsächlichen Einlangens des 

D Gutschrift – Eingang vorbehalten 
Z 41. (1) Schreibt das Kreditinstitut Beträge, die es im Auftrag des 
Kunden einzuziehen hat (insbesondere im Rahmen des Inkassos 
von Schecks, Wechseln und anderen Wertpapieren, Lastschriften 
etc.) oder die auf das Konto des Kunden überwiesen werden sollen, 
dem Konto des Kunden gut, bevor der einzuziehende oder 
überwiesene Betrag zur freien Verfügung beim Kreditinstitut 
eingelangt ist, so geschieht dies nur unter Vorbehalt des 



gutgeschriebenen Betrags beim Kreditinstitut. Dies gilt auch dann, 
wenn der einzuziehende Betrag beim Kreditinstitut zahlbar sein 
sollte.  
 
[…] 

tatsächlichen Einlangens des gutgeschriebenen Betrags beim 
Kreditinstitut. Dies gilt auch dann, wenn der einzuziehende Betrag 
zur freien Verfügung beim Kreditinstitut zahlbar sein sollte.  
 
[…] 

E Belastungsbuchungen 
Z 42. (1) Bei Überweisungsaufträgen sind Belastungsbuchungen 
erst dann als Mitteilung über die Durchführung zu verstehen, wenn 
die Belastungsbuchung nicht innerhalb von zwei Geschäftstagen (Z 
39a (1)) rückgängig gemacht wird. 
 
[…] 

E Belastungsbuchungen 
Z 42. (1) Bei Überweisungsaufträgen (ausgenommen 
Echtzeitüberweisungen) sind Belastungsbuchungen erst dann als 
Mitteilung über die Durchführung zu verstehen, wenn die 
Belastungsbuchung nicht innerhalb von zwei Geschäftstagen (Z 39a 
39b (1)) rückgängig gemacht wird. 
[…] 

F Lastschrift- und Firmenlastschriftaufträge  
Z 42a. […] 
(2) Das Kreditinstitut führt Lastschriften und Firmenlastschriften, 
mit welchen das Konto des Kunden belastet werden soll, aufgrund 
der vom einziehenden Kreditinstitut übermittelten International 
Bank Account Number (IBAN) durch. Die Angaben zur IBAN stellen 
den Kundenidentifikator dar, an Hand dessen die -Lastschrift bzw. 
die Firmenlastschrift durchgeführt werden. Werden vom 
einziehenden Kreditinstitut darüber hinausgehende Angaben zum 
Kunden, wie insbesondere der Name des Kontoinhabers des 
Kontos, von dem eingezogen werden soll, gemacht, dienen diese 
daher lediglich zu Dokumentationszwecken und bleiben bei der 
Ausführung der Lastschrift bzw. der -Firmenlastschrift unbeachtet. 
Das Kreditinstitut ist zur Durchführung eines Lastschriftauftrags nur 
dann verpflichtet, wenn dafür auf dem angegebenen Konto des 
Kunden vollständige Deckung (Guthaben, eingeräumte 
Überziehung) vorhanden ist. 
 

F Lastschrift- und Firmenlastschriftaufträge  
Z 42a. […] 
(2) Das Kreditinstitut führt Lastschriften und Firmenlastschriften, 
mit welchen das Konto des Kunden belastet werden soll, aufgrund 
der vom einziehenden Kreditinstitut übermittelten International 
Bank Account Number (IBAN) durch. Die Angaben zur IBAN stellen 
den Kundenidentifikator dar, anhand dessen die -Lastschrift bzw. 
die Firmenlastschrift durchgeführt werden. Werden vom 
einziehenden Kreditinstitut darüber hinausgehende Angaben zum 
Kunden, wie insbesondere der Name des Kontoinhabers des 
Kontos, von dem eingezogen werden soll, gemacht, dienen diese 
daher lediglich zu Dokumentationszwecken und bleiben bei der 
Ausführung der Lastschrift bzw. der -Firmenlastschrift unbeachtet. 
Das Kreditinstitut ist zur Durchführung eines Lastschriftauftrags nur 
dann verpflichtet, wenn dafür auf dem angegebenen Konto des 
Kunden vollständige Deckung (Guthaben, eingeräumte 
Kontoüberziehung) vorhanden ist. 
 

V Änderung von Entgelten und Leistungen 
[…] 
B Änderungen der mit Verbrauchern vereinbarten Entgelte für 
Zahlungsdienste (ausgenommen Sollzinsen) 
Z 44. […] 

V Änderung von Entgelten und Leistungen 
[…] 
B Änderungen der mit Verbrauchern vereinbarten Entgelte für 
Zahlungsdienste (ausgenommen Sollzinsen) 
Z 44. […] 
 
(3) Entgelte, die als Prozentsätze ausgewiesen sind oder 
kurswertbasiert berechnet werden, unterliegen keiner Anpassung 
nach dieser Z 44. 

C Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten Entgelte 
außerhalb der Zahlungsdienste (ausgenommen Sollzinsen) 
Z 45. Die mit Verbrauchern in einem Dauervertrag, der keine 
Zahlungsdienste betrifft, vereinbarten Entgelte (wie zB Safemiete, 
Kontoführungsentgelte für Konten, über die keine Zahlungsdienste 
abgewickelt werden), werden jährlich mit Wirkung ab dem 1. April 
jeden Jahres der Entwicklung des von der Statistik Austria 
veröffentlichten nationalen Verbraucherpreisindex 2000 angepasst 
(erhöht oder gesenkt), wobei jeweils eine kaufmännische Rundung 
auf ganze Cent erfolgt. Die Anpassung erfolgt durch Vergleich der 
Indexwerte November des vergangenen Jahres mit November des 
vorvergangenen Jahres. Erfolgt bei Erhöhung des Index eine 
Anhebung der Entgelte aus welchen Gründen immer nicht, so ist 
dadurch das Recht auf diese Anhebung mit Wirkung für die Zukunft 
nicht verloren gegangen. Entgeltsanpassungen erfolgen frühestens 
nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses. 
 

C Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten Entgelte 
außerhalb der Zahlungsdienste (ausgenommen Sollzinsen)  
Z 45. (1) Die mit Verbrauchern in einem Dauervertrag, der keine 
Zahlungsdienste betrifft, vereinbarten Entgelte (wie zB Safemiete, 
Kontoführungsentgelte für Konten, über die keine Zahlungsdienste 
abgewickelt werden), werden jährlich mit Wirkung ab dem 1. April 
jeden Jahres der Entwicklung des von der Statistik Austria 
veröffentlichten nationalen Verbraucherpreisindex 2000 angepasst 
(erhöht oder gesenkt), wobei jeweils eine kaufmännische Rundung 
auf ganze Cent erfolgt. Die Anpassung erfolgt durch Vergleich der 
Indexwerte November des vergangenen Jahres mit November des 
vorvergangenen Jahres. Erfolgt bei Erhöhung des Index eine 
Anhebung der Entgelte aus welchen Gründen immer nicht, so ist 
dadurch das Recht auf diese Anhebung mit Wirkung für die Zukunft 
nicht verloren gegangen. Entgeltsanpassungen erfolgen frühestens 
nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses. 
 
(2) Entgelte, die als Prozentsätze ausgewiesen sind oder 
kurswertbasiert berechnet werden, unterliegen keiner Anpassung 
nach Abs. 1. 
 

D Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten Sollzinssätze  
Z 46. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Sollzinssatz an einen 
Referenzzinsatz (wie zB den EURIBOR), so werden Änderungen 
unmittelbar ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam. 
Der Verbraucher wird über wirksam gewordene Änderungen des 
Zinssatzes spätestens im folgenden Kalenderquartal informiert. 

D Anpassung der mit Verbrauchern vereinbarten Sollzinssätze an 
einen Referenzzinssatz 
Z 46. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Sollzinssatz an einen 
Referenzzinssatz (wie zB den EURIBOR), so werden Änderungen 
unmittelbar ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam. 
Der Verbraucher wird über wirksam gewordene Änderungen des 



Zinssatzanpassungen erfolgen gegenüber Verbrauchern frühestens 
nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses.  
 
 
(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder beabsichtigt 
das Kreditinstitut eine über die vereinbarte Anpassung 
hinausgehende Änderung des Sollzinssatzes, so bietet das 
Kreditinstitut dem Kunden diese Änderung des Zinssatzes 
spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens an. Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung 
gilt als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden 
einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kunden im 
Änderungsangebot, in dem das Ausmaß der Änderung darzustellen 
ist, hinweisen. Das Änderungsangebot ist dem Kunden vom 
Kreditinstitut wie in Z 2 (2) vereinbart zuzustellen.  
 
(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut mit 
dem Kunden eine Zinssatzanpassung jedoch nur unter folgenden 
Voraussetzungen vereinbaren: − Die angebotene 
Zinssatzanpassung entspricht der sich aus den Veränderungen auf 
dem Geld- oder Kapitalmarkt ergebenden Entwicklung der Kosten 
des Kreditinstituts im Zusammenhang mit dem jeweiligen Kredit 
seit dem Abschluss der der aktuellen Verzinsung 
zugrundeliegenden Vereinbarung. − Eine Zinssatzanhebung nach 
Abs. 2 darf 0,5%-Punkte pro Jahr nicht übersteigen und ist erstmals 
frühestens zwei Jahre nach Abschluss des zugrunde liegenden 
Vertrags zulässig. Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, 
dass die angebotene Zinssatzänderung höher ist als jene, die sich 
aus der vereinbarten Anpassungsklausel ergäbe. Wo keine 
Anpassungsklausel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, dass die 
der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung keine einseitige 
Zinssatzanpassung vorsieht. 

Zinssatzes spätestens im folgenden Kalenderquartal informiert. 
Zinssatzanpassungen erfolgen gegenüber Verbrauchern frühestens 
nach Ablauf zweier Monate, gerechnet ab dem Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses.  

(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder beabsichtigt 
das Kreditinstitut eine über die vereinbarte Anpassung 
hinausgehende Änderung des Sollzinssatzes, so bietet das 
Kreditinstitut dem Kunden diese Änderung des Zinssatzes 
spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens an. Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung 
gilt als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden 
einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kunden im 
Änderungsangebot, in dem das Ausmaß der Änderung darzustellen 
ist, hinweisen. Das Änderungsangebot ist dem Kunden vom 
Kreditinstitut wie in Z 2 (2) vereinbart zuzustellen.  

(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut mit 
dem Kunden eine Zinssatzanpassung jedoch nur unter folgenden 

Voraussetzungen vereinbaren: − Die angebotene 
Zinssatzanpassung entspricht der sich aus den Veränderungen auf 
dem Geld- oder Kapitalmarkt ergebenden Entwicklung der Kosten 
des Kreditinstituts im Zusammenhang mit dem jeweiligen Kredit 
seit dem Abschluss der der aktuellen Verzinsung 
zugrundeliegenden Vereinbarung. − Eine Zinssatzanhebung nach 
Abs. 2 darf 0,5%-Punkte pro Jahr nicht übersteigen und ist erstmals 
frühestens zwei Jahre nach Abschluss des zugrunde liegenden 
Vertrags zulässig. Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, 
dass die angebotene Zinssatzänderung höher ist als jene, die sich 
aus der vereinbarten Anpassungsklausel ergäbe. Wo keine 
Anpassungsklausel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, dass die 
der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung keine einseitige 
Zinssatzanpassung vorsieht. 

E Änderung der mit Verbrauchern in Dauerverträgen vereinbarten 
Leistungen des Kreditinstituts (ausgenommen Habenzinsen) 
Z 47. […] 
(2) Auf dem in Abs. 1 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut mit 
dem Kunden eine Leistungsänderung jedoch nur vereinbaren, 
wenn dies unter Berücksichtigung aller Umstände (Änderung der 
vorherrschenden Kundenbedürfnisse, gesetzlicher und 
aufsichtsbehördlicher Anforderungen, der Sicherheit des 
Bankbetriebs, der technischen Entwicklung oder des erheblich 
gesunkenen, die Kostendeckung wesentlich beeinträchtigender si 
nkender Nutzungsgrad der Leistung) sachlich gerechtfertigt ist. Eine 
solche sachliche Rechtfertigung liegt nur dann vor, wenn sich aus 
der angebotenen Leistungsänderung eine Ausweitung der 
Leistungen des Kreditinstituts oder eine für den Kunden zumutbare 
Einschränkung der Leistungen des Kreditinstituts und keine 
unverhältnismäßigen Änderungen wesentlicher Rechte und 
Pflichten zu Gunsten des Kreditinstituts ergeben. 

E Änderung der mit Verbrauchern in Dauerverträgen vereinbarten 
Leistungen des Kreditinstituts (ausgenommen Habenzinsen) 
Z 47. […] 
(2) Auf dem in Abs. 1 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut mit 
dem Kunden eine Leistungsänderung jedoch nur vereinbaren, 
wenn dies unter Berücksichtigung aller Umstände, nämlich 
(Änderung der vorherrschenden Kundenbedürfnisse, gesetzlicher 
und aufsichtsbehördlicher Anforderungen, der Sicherheit des 
Bankbetriebs, der technischen Entwicklung oder des erheblich 
gesunkenen, die Kostendeckung wesentlich beeinträchtigender 
sinkender Nutzungsgrad der Leistung) sachlich gerechtfertigt ist. 
Eine solche sachliche Rechtfertigung liegt nur dann vor, wenn sich 
aus der angebotenen Leistungsänderung eine Ausweitung der 
Leistungen des Kreditinstituts oder eine für den Kunden zumutbare 
Einschränkung der Leistungen des Kreditinstituts und keine 
unverhältnismäßigen Änderungen wesentlicher Rechte und 
Pflichten zu Gunsten des Kreditinstituts ergeben. 

F Änderung der mit Verbrauchern vereinbarten Habenzinsen  
Z 47a. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Habenzinssatz an 
einen Referenzzinsatz (wie zB den EURIBOR), so werden 
Änderungen unmittelbar ohne vorherige Benachrichtigung des 
Kunden wirksam. Der Verbraucher wird über wirksam gewordene 
Änderungen des Zinssatzes spätestens im folgenden 
Kalenderquartal informiert.  
 
 
 
(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder beabsichtigt 
das Kreditinstitut eine über die vereinbarte Anpassung 
hinausgehende Änderung des Habenzinssatzes, so bietet das 
Kreditinstitut dem Kunden diese Änderung des Zinssatzes 
spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens an. Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung 
gilt als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden 

F Anpassung der mit Verbrauchern vereinbarten Habenzinsen an 
einen Referenzzinssatz 
Z 47a. (1) Bindet eine Anpassungsklausel einen Habenzinssatz an 
einen Referenzzinsatz (wie zB den EURIBOR), so werden 
Änderungen unmittelbar ohne vorherige Benachrichtigung des 
Kunden wirksam. Der Verbraucher wird über wirksam gewordene 
Änderungen des Zinssatzes spätestens im folgenden 
Kalenderquartal informiert.  

(2) Wurde keine Anpassungsklausel vereinbart oder beabsichtigt 
das Kreditinstitut eine über die vereinbarte Anpassung 
hinausgehende Änderung des Habenzinssatzes, so bietet das 
Kreditinstitut dem Kunden diese Änderung des Zinssatzes 
spätestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens an. Die Zustimmung des Kunden zu dieser Änderung 
gilt als erteilt, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt des Inkrafttretens kein Widerspruch des Kunden 
einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kunden im 



einlangt. Darauf wird das Kreditinstitut den Kunden im 
Änderungsangebot, in dem das Ausmaß der Änderung darzustellen 
ist, hinweisen. Das Änderungsangebot ist dem Kunden vom 
Kreditinstitut wie in Z 2 (2) vereinbart zuzustellen.  
 
(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut mit 
dem Kunden eine Zinssatzanpassung jedoch nur unter folgenden 
Voraussetzungen vereinbaren:  
 
- Die angebotene Zinssatzanpassung entspricht der sich aus 

den Veränderungen auf dem Geld- oder Kapitalmarkt 
ergebenden Entwicklung der Kosten und 
Wiederveranlagungsmöglichkeiten des Kreditinstituts im 
Zusammenhang mit dem jeweiligen Guthaben seit dem 
Abschluss der der aktuellen Verzinsung zugrundeliegenden 
Vereinbarung.  

- Eine Zinssatzsenkung nach Abs. 2 darf 0,5%-Punkte pro Jahr 
nicht übersteigen und ist erstmals frühestens zwei Jahre nach 
Abschluss des zugrunde liegenden Vertrags zulässig..  

- Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, dass die 
angebotene Zinssatzänderung höher ist als jene, die sich aus 
der vereinbarten Anpassungsklausel ergäbe. Wo keine 
Anpassungsklausel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, 
dass die der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung 
keine einseitige Zinssatzanpassung vorsieht. 

Änderungsangebot, in dem das Ausmaß der Änderung darzustellen 
ist, hinweisen. Das Änderungsangebot ist dem Kunden vom 
Kreditinstitut wie in Z 2 (2) vereinbart zuzustellen. 

(3) Auf dem in Abs. 2 vorgesehenen Weg darf das Kreditinstitut mit 
dem Kunden eine Zinssatzanpassung jedoch nur unter folgenden 
Voraussetzungen vereinbaren: 

- Die angebotene Zinssatzanpassung entspricht der sich aus 
den Veränderungen auf dem Geld- oder Kapitalmarkt 
ergebenden Entwicklung der Kosten und 
Wiederveranlagungsmöglichkeiten des Kreditinstituts im 
Zusammenhang mit dem jeweiligen Guthaben seit dem 
Abschluss der der aktuellen Verzinsung zugrundeliegenden 
Vereinbarung.  

- Eine Zinssatzsenkung nach Abs. 2 darf 0,5%-Punkte pro Jahr 
nicht übersteigen und ist erstmals frühestens zwei Jahre nach 
Abschluss des zugrunde liegenden Vertrags zulässig..  

- Im Änderungsangebot wird darauf hingewiesen, dass die 
angebotene Zinssatzänderung höher ist als jene, die sich aus 
der vereinbarten Anpassungsklausel ergäbe. Wo keine 
Anpassungsklausel vereinbart ist, ist darauf hinzuweisen, dass 
die der Verzinsung zugrundeliegende Vereinbarung keine 

einseitige Zinssatzanpassung vorsieht. 

BESONDERE GESCHÄFTSARTEN  
 
I Handel in Wertpapieren und anderen Werten  
[…] 
C Rechtsvorschriften und Handelsbräuche am Ausführungsort  
Z 64. Bei der Ausführung des Auftrags muss das Kreditinstitut 
gegenüber Dritten die am Ausführungsort geltenden  
Rechtsvorschriften und Handelsbräuche beachten. 

BESONDERE GESCHÄFTSARTEN  
 
I Handel in Wertpapieren und anderen Werten  
[…] 
C (entfällt) Rechtsvorschriften und Handelsbräuche am 
Ausführungsort  
Z 64. (entfällt) Bei der Ausführung des Auftrags muss das 
Kreditinstitut gegenüber Dritten die am Ausführungsort geltenden 
Rechtsvorschriften und Handelsbräuche beachten. 

D Zeitliche Durchführung 
Z 65. Ist der Auftrag für eine taggleiche Ausführung nicht so 
rechtzeitig eingegangen, dass seine Berücksichtigung im Rahmen 
des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufes möglich ist, so wird er für 
den nächsten Börsetag vorgemerkt. 

D Zeitliche Durchführung 
Z 65. (1) Ist der Auftrag für eine taggleiche Ausführung nicht so 
rechtzeitig eingegangen, dass seine Berücksichtigung im Rahmen 
des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufes möglich ist, so wird er für 
den nächsten Börsetag vorgemerkt. 
 
(2) Im Fall von „contractual settlement“, erfolgt auch die Buchung 
von Wertpapieren und Zahlungen in Durchführung eines Auftrags 
entsprechend den Handelsbräuchen in Österreich auf den Depots 
und Verrechnungskonten bereits am Handelstag („trading date“) 

und nicht erst nach tatsächlicher Lieferung und Zahlung am 
Abrechnungstag („settlement date“). Bis zur tatsächlichen 
Lieferung und Zahlung in Durchführung eines Auftrags zeigt die 
Gutschrift auf dem Depot bzw. Verrechnungskonto lediglich einen 
Anspruch des Kunden auf Lieferung von Wertpapieren bzw. 
Zahlung von Geld gegenüber der Gegenpartei der Transaktion an. 
Das Kreditinstitut ist in diesem Fall berechtigt, die Buchung zu 
stornieren, sollte es nicht binnen angemessener Frist nach dem 
Handelstag („trading date“) zur tatsächlichen Lieferung und 
Zahlung kommen. Bei „actual settlement“ erfolgt die Buchung von 
Lieferung und Zahlung am Abrechnungstag („settlement date“). Ob 
„contractual settlement“ oder „actual settlement“ zur Anwendung 
kommt, hängt von den jeweiligen Märkten und Produkten ab und 
wird dem Kunden bei Abschluss der Transaktion bekannt gegeben. 
 

F Auslandsgeschäfte 
Z 67.  Wird dem Kunden ein Anspruch auf Lieferung von 
Wertpapieren gutgeschrieben (Wertpapierrechnung), so entspricht 
der Anspruch des Kunden gegen das Kreditinstitut dem Anteil, den 

das Kreditinstitut auf Rechnung des Kunden am gesamten vom 
Kreditinstitut für seine Kunden gehaltenen Bestand an 
Wertpapieren derselben Art im Ausland hält. 

F Auslandsgeschäfte 
Z 67.  Im Fall von ausländischen Marktplätzen oder ausländischen 
Erst- oder Zwischenverwahrern der Wertpapiere kommen die 
dortige Rechtsordnung und die dortigen Handelsbräuche zur 

Anwendung. Erstverwahrer bezeichnet den Zentralverwahrer, den 
sonstigen Verwahrer und die vom Emittenten ernannten 
Registrierungs- und Transferagenten, bei denen die Urkunden über 
das jeweilige Wertpapier im Auftrag des Emittenten verwahrt 



werden oder, im Fall von Wertpapieren in entmaterialisierter Form, 
das jeweilige Wertpapier registriert ist. 

II Verwahrung von Wertpapieren und anderen Werten 
A Depotverwahrung 
Z 69 (1) Das Kreditinstitut ist berechtigt, bei ihm erlegte 
Wertpapiere dem Depot des Begünstigten anzureihen.  
 
 
 
 
(2) Das Kreditinstitut wird ausdrücklich ermächtigt, im Inland 
ausgestellte Wertpapiere auch im Ausland und im Ausland 
ausgestellte Wertpapiere auch im Inland aufzubewahren. Ebenso 
ist es ermächtigt, auf Namen lautende im Ausland ausgestellte 
Wertpapiere unter dem Namen des inländischen Verwahrers oder 
unter dem des Vertrauensmannes des ausländischen Verwahrers 
(„nominee“) eintragen zu lassen.  
 
 
(3) Das Kreditinstitut haftet gegenüber einem Unternehmer nur für 
die sorgfältige Auswahl des Drittverwahrers. 

II Verwahrung von Wertpapieren und anderen Werten 
A Depotverwahrung 
Z 69 (1) Das Kreditinstitut führt die Aufzeichnungen über die Depots 
derart, dass die für den Kunden verwahrten Wertpapiere jederzeit 
von den für andere Kunden des Kreditinstituts verwahrten 
Wertpapieren und von eigenen Wertpapieren des Kreditinstituts 
unterschieden werden können.  
 
(2) Das Kreditinstitut ist nicht verpflichtet, die Wertpapiere über 
direkte Depots beim Erstverwahrer des jeweiligen Wertpapiers zu 
halten, sondern ist berechtigt sich zugelassener und einer 
besonderen Aufsicht unterliegender Zwischenverwahrer zu 
bedienen. Hierbei können inländische Wertpapiere auch im 
Ausland verwahrt werden.  
 
 
 
(3) Das Kreditinstitut haftet gegenüber einem Unternehmer nur für 
die sorgfältige Auswahl der Zwischenverwahrer.  
 
(4) Die Entgegennahme und Verwahrung von körperlichen 
Wertpapierurkunden bedarf einer gesonderten Vereinbarung im 
Einzelfall.  
 

B Einlösung von Wertpapieren, Bogen-Erneuerung, Verlosung, 
Kündigung 
Z 70. (1) Das Kreditinstitut zieht fällige Zins-, Gewinn- und 
Erträgniszahlungen ein. Sofern erforderlich besorgt das 
Kreditinstitut neue Zins-, Gewinn- und Erträgnisanteilscheinbogen 
ohne besonderen Auftrag.  
 
 
 
 
 
 
(2) Verlosungen, Kündigungen und sonstige derartige Maßnahmen 
hinsichtlich der verwahrten Wertpapiere überwacht das 
Kreditinstitut, soweit Bekanntmachungen hierüber im „Amtsblatt 
der Wiener Zeitung“ erscheinen. Das Kreditinstitut zieht verloste 
und gekündigte Wertpapiere sowie Zins-, Gewinn- und 
Erträgniszahlungen ein. 

 
(3) Die Pflichten gemäß den Absätzen 1 und 2 obliegen bei 
drittverwahrten Wertpapieren dem Drittverwahrer. Bei 
auslandsverwahrten Wertpapieren ist das Kreditinstitut nicht 
verpflichtet, die Nummern in Wertpapierrechnung gutgebrachter, 
insbesondere auch verlosbarer Wertpapiere, dem Kunden 
mitzuteilen; das Kreditinstitut bestimmt dann durch Verlosung, 
welchen Kunden die verlosten Wertpapiere zuzuteilen sind. 
Werden hingegen Nummern verlosbarer Wertpapiere mitgeteilt, 
so haben sie nur für die Verlosung und Tilgung Bedeutung, jedoch 
nur so lange, als dies nach der ausländischen Übung der Fall ist. 
Wäre nach der ausländischen Übung mit anteilsmäßiger Verteilung 
der Einlösungsbeträge verloster Wertpapiere vorzugehen und 
wären hierbei die einzelnen Kunden verbleibenden Anteile in 
Stücken nicht darstellbar, dann sind die Kunden, deren Anteile 
eingelöst werden, durch Verlosung zu ermitteln. 

B Zahlungen auf Wertpapiere 
 
Z 70. (1) Das Kreditinstitut nimmt Zahlungen auf die verwahrten 
Wertpapiere im Wege der Verwahrkette vom Erstverwahrer bzw. 
der Zahlstelle entgegen und bucht sie dem jeweiligen 
Verrechnungskonto des Kunden gut, sobald die Gelder frei 
verfügbar sind. Sind die Gelder (insbesondere bei ausländischen 
Wertpapieren) nicht frei verfügbar, so wird das Kreditinstitut eine 
Gutschrift unter Vorbehalt vornehmen (Z 41). 
 
(2) Verlosungen, Kündigungen und sonstige derartige Maßnahmen 
hinsichtlich der verwahrten Wertpapiere überwacht das 
Kreditinstitut, soweit Bekanntmachungen hierüber im „Amtsblatt 
der Wiener Zeitung“ erscheinen. Das Kreditinstitut zieht verloste 
und gekündigte Wertpapiere sowie Zins-, Gewinn- und 
Erträgniszahlungen ein. 
 
(3) Die Pflichten gemäß den Absätzen 1 und 2 obliegen bei 

drittverwahrten Wertpapieren dem Drittverwahrer. Bei 
auslandsverwahrten Wertpapieren ist das Kreditinstitut nicht 
verpflichtet, die Nummern in Wertpapierrechnung gutgebrachter, 
insbesondere auch verlosbarer Wertpapiere, dem Kunden 
mitzuteilen; das Kreditinstitut bestimmt dann durch Verlosung, 
welchen Kunden die verlosten Wertpapiere zuzuteilen sind. 
Werden hingegen Nummern verlosbarer Wertpapiere mitgeteilt, 
so haben sie nur für die Verlosung und Tilgung Bedeutung, jedoch 
nur so lange, als dies nach der ausländischen Übung der Fall ist. 
Wäre nach der ausländischen Übung mit anteilsmäßiger Verteilung 
der Einlösungsbeträge verloster Wertpapiere vorzugehen und 
wären hierbei die einzelnen Kunden verbleibenden Anteile in 
Stücken nicht darstellbar, dann sind die Kunden, deren Anteile 
eingelöst werden, durch Verlosung zu ermitteln. 

C Prüfungspflicht des Kreditinstituts  
 
 

Z 71. Ob inländische Wertpapiere von Aufgeboten, 
Zahlungssperren und dergleichen betroffen sind, wird einmalig aus 
Anlass der Einlieferung beim Kreditinstitut von diesem anhand der 
ihm zur Verfügung stehenden inländischen Unterlagen geprüft. Die 

C Verantwortung des Kunden für die verwahrten Wertpapiere 
 
Z 71. (1) Der Kunde trägt im Verhältnis zum Kreditinstitut alle Risken 

aus und in Zusammenhang mit den auf den Depots gebuchten 
Wertpapieren und den darüber abgeschlossenen Transaktionen 
(wie beispielsweise Haftungen, Zahlungsverpflichtungen, 
Anfechtungsansprüche, Finanzsanktionen, devisenrechtliche 
Beschränkungen, gesetzliche oder behördliche 



Überprüfung auf Aufgebotsverfahren zur Kraftloserklärung von 
Wertpapieren erfolgt auch nach Einlieferung. 

Zwangsmaßnahmen). Es obliegt dem Kunden sich über die Rechte 
und Pflichten wie auch Risken der für ihn durch das Kreditinstitut 
verwahrten Wertpapiere selbst zu informieren und gegebenenfalls 
entsprechende Schritte zur Abwehr dieser Risken zu setzen..  
 
(2) Dem Kunden obliegt es zu prüfen, ob im Zusammenhang mit den 
für ihn verwahrten Wertpapieren Offenlegungs- oder 
Genehmigungspflichten bestehen, und gegebenenfalls diese 
eigenständig zu erfüllen. Das Kreditinstitut treffen diesbezüglich 
keinerlei Pflichten oder Haftungen. Der Kunde ist weiters 
verpflichtet, dem Kreditinstitut unverzüglich jegliche 
Informationen und Dokumente bereitzustellen, die von den 
zuständigen Behörden, vom Erstverwahrer und/oder vom 
Emittenten verlangt werden. Der Kunde ist für sämtliche 
Konsequenzen verantwortlich und haftbar, wenn er diesen 
Pflichten nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt.  
 
(3) Für Märkte und Produkte, für die eine Einzelverwahrung von 
Wertpapierbeständen je Investor oder die Offenlegung der 
Identität des Investors vorgesehen ist, hat der Kunde alle dafür 
erforderlichen Informationen und Dokumente sowie Erklärungen 
des Endinvestors bereitzustellen. Der Kunde ist für sämtliche 
Konsequenzen verantwortlich und haftbar, wenn er diesen 
Pflichten nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. 
 
 

D Benachrichtigung vom Umtausch und von sonstigen 
Maßnahmen  
 
Z 72. Bei Konvertierung, Kapitalerhöhung, Kapitalherabsetzung, 
Verschmelzung, Ausübung oder Verwertung von Bezugsrechten, 
Aufforderung zur Einzahlung, Zusammenlegung, Umstellung, 
Umtauschangebot, Arrosion, Dividenden- oder Kuponauszahlung, 
zu der der Kunde ein Wahlrecht ausüben könnte, Aktiensplit, 
Wandlung von Wandelanleihen, Buchung oder Ausübung der 
Option bei Optionsscheinen und sonstigen wichtigen, die 
Wertpapiere betreffenden Maßnahmen wird das Kreditinstitut, 
wenn hierüber eine Bekanntmachung im „Amtsblatt der Wiener 
Zeitung“ erschienen ist oder dem Kreditinstitut namens der 
Emissionsstelle oder vom ausländischen Verwahrer rechtzeitig 

zukommt, den Kunden zu benachrichtigen versuchen. Erteilt der 
Kunde keine rechtzeitigen Weisungen, so wird das Kreditinstitut 
nach bestem Ermessen unter Berücksichtigung des 
Kundeninteresses handeln, insbesondere sonst verfallende Rechte 
zum letztmöglichen Zeitpunkt verwerten 

D  Weiterleitung von Informationen und Vorgehen bei fehlender 
Kundenweisung 
 
Z 72. (1) Das Kreditinstitut wird dem Kunden alle Informationen 
übermitteln, die es im Wege der Verwahrkette von einem 
Erstverwahrer in Bezug auf die für den Kunden verwahrten 
Wertpapiere zur Weiterleitung an die Inhaber dieses Wertpapiers 
erhält. 
 
(2) Werden in Bezug auf verwahrte Wertpapiere Maßnahmen wie 
Bezugsrechte, Umtauschangebote, Zusammenlegungen oder 
Aufsplittungen, Umwandlungen oder ähnliche Maßnahmen 
angekündigt und erteilt der Kunde keine rechtzeitigen Weisungen 
in Bezug auf die ihm diesbezüglich zustehenden Rechte, wird das 

Kreditinstitut so vorgehen, wie es in der Ankündigung für den Fall 
fehlender Weisungen vorgesehen ist.  
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